
» » »   Erstmalig hat der Bundes-

gerichtshof in seinem Urteil vom 

12. März 2009 zu der Rechtsfi-

gur „Treuhandstiftungen“ Stel-

lung genommen, die gerade nicht, 

wie die rechtsfähigen Stiftungen, 

ausdrücklich gesetzlich geregelt 

sind. Vielmehr handelt es sich bei 

einer Treuhandstiftung und dem 

einer solchen Stiftung zugrunde-

liegenden Vertrag um eine privat-

rechtliche Regelung zwischen dem 

Treuhänder als Verwalter der Stif-

tung und dem Stifter 

als Treugeber. Hier-

bei schließen die Ver-

tragsparteien ent-

weder einen Vertrag 

als Schenkung unter 

Auflage oder aber als 

Treuhandvertrag in 

Form eines Auftrags 

oder – bei Entgeltlich-

keit - eines Geschäfts-

besorgungsvertrags.

Durch das Urteil 

wurden erstmalig die 

gängigen, vorformu-

lierten Musterverträge 

für Treuhandstiftun-

gen auf den Prüfstand 

gestellt. In diesem 

BGH-Urteil geht es konkret um ei-

nen Treuhandvertrag zwischen ei-

nem Treugeber und einem Kirchen-

kreis in Form eines entgeltlichen 

Geschäftsbesorgungsvertrags zur 

Dauergrabpflege nach dem Tode 

des Treugebers im Sinne einer un-

selbstständigen Stiftung. In dem 

vorformulierten Vertrag war das 

Kündigungsrecht ausgeschlossen 

worden. Der Treugeber kündigte 

dennoch den Vertrag gegenüber 

dem Treuhänder und forderte die 

Rückzahlung des Treuhandvermö-

gens. Der BGH entschied in sei-

nem Urteil, dass sowohl Verträge 

in Form der Schenkung unter Auf-

lage als auch als Treuhandvertrag 

als Dauerschuldverhältnisse dem 

deutschen Schuldrecht unterlie-

gen. Schuldrechtliche Verträge mit 

vorformulierten Vertragsklauseln 

für eine Vielzahl von Fällen unter-

liegen dem Recht der Allgemeinen 

Geschäftsbedingungen (AGB). Ein 

Ausschluss einer Kündigungsmög-

lichkeit durch eine vorformulierte 

Vertragsklausel widerspricht aber 

der konkreten AGB-Norm, wenn der 

Treugeber dadurch mehr als zwei 

Jahre an ein Dauerschuldverhältnis 

gebunden ist. Dieses war hier bei 

einem Dauergrabpflegevertrag mit 

30-jähriger Laufzeit der Fall.

Die konkret zu prüfende Norm 

gilt zwar nicht ohne Weiteres für 

den vorliegenden Stiftungsver-

trag. Der BGH argumentiert aber, 

dass ein direkter Vertrag zwischen 

dem Kirchenkreis und dem Treuge-

ber als Dienstvertrag zu qualifizie-

ren ist und somit als Dauerschuld-

verhältnis der in Rede stehenden 

AGB-Norm unterfällt, dann kann für 

den „zwischengeschalteten“ Treu-

handvertrag nichts anderes gelten. 

Auch eine Ausnahmeregelung, wo-

nach das Verbot einer Vertragsbin-

dung über zwei Jahre hinaus aus-

nahmsweise nicht greift, kommt 

vorliegend nicht zum Zuge: Zwar 

will der Treugeber unter Umstän-

den bei der Errichtung einer dau-

erhaften Treuhandstiftung einen 

Ausschluss der Kündigungsmög-

lichkeit durch seine Erben sicher-

stellen, davon aber ist nicht auto-

matisch seine eigene Bindung an 

diesen Vertrag ohne Kündigungs-

möglichkeit gewünscht.

Mit der konkret anwendbaren 

AGB-Norm ist der Ausschluss der 

Kündigungsmöglichkeit unwirksam, 

und es greift die gesetzliche Kündi-

gungsmöglichkeit nach Dienstver-

tragsrecht, da ein Geschäftsbesor-

gungsvertrag diesem Recht unter-

fällt. Danach besteht eine jeder-

zeitige Kündigungsmöglichkeit von 

zwei Wochen. Daraus folgt, dass 

im Zweifel eine Individualverein-

barung mit dem Stifter und Treuge-

ber getroffen werden muss, in der 

dann im Stiftungsvertrag weitest-

gehend eine Kündigungsmöglich-

keit ausgeschlossen werden kann. 

Inwieweit aber eine Kündigung aus 

wichtigem Grund überhaupt gänz-

lich ausgeschlossen werden kann, 

bleibt noch einer höchstrichterli-

chen Klärung vorbehalten. Entspre-

chend sind auch Altverträge einer 

Prüfung zu unterziehen und gege-

benenfalls anzupassen.   « « «
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